
Folter, seit dem letzten Bericht. Negativ sei
auch die weiterhin vorherrschende Straflosig-
keit für Menschenrechtsverletzungen aus der
Zeit des bewaffneten Konflikts und danach. 
Guatemala solle die Bestimmungen aufheben,
die es der Armee erlauben, in Angelegenheiten,
die die öffentliche Sicherheit und die Justiz 
betreffen, einzugreifen. Eingesetzt werden soll-
ten je eine unabhängige Kommission, die Ent-
führungen und das Verschwindenlassen von
Personen untersucht und die Täter vor Gericht
bringt beziehungsweise das Verhalten der Poli-
zei überwacht und untersucht. �

Arbeitsmigrantinnen
MONIKA LÜKE

Frauenrechtsausschuß: 22. und 23. Tagung –
Niedriglohngruppen, häusliche Gewalt und
Frauenhandel – Frauenarbeitslosigkeit in den
neuen Bundesländern – Teilerfolge durch
Frauenförderprogramme

(Dieser Beitrag setzt den Bericht von Monika
Lüke, Lob der Quote, VN 5/2000 S. 184ff., fort.)

Anders als andere Menschenrechtsgremien, die
in Genf tagen und dies wegen der Schwierigkei-
ten der Beteiligung für kleine Länder beklagen,
konnte der Ausschuß für die Beseitigung der
Diskriminierung der Frau (CEDAW) die beiden
Zusammenkünfte des Jahres 2000 am Sitz der
Vereinten Nationen abhalten. Es wird überlegt,
eine der nächsten Tagungen statt in New York
beispielsweise in der asiatisch-pazifischen Re-
gion zu veranstalten. Die 23 Expertinnen (Zu-
sammensetzung des Gremiums: VN 4/2000 S.
160) begutachteten während der beiden Sit-
zungsperioden (22. Tagung: 17.1.- 4.2.; 23. Ta-
gung: 12.-30.6.2000) insgesamt 15 Staatenbe-
richte.
Bei Abschluß der 23. Tagung hatte das Überein-
kommen zur Beseitigung jeder Form von Dis-
kriminierung der Frau 165 Vertragsparteien.
Das im Herbst 1999 von der UN-Generalver-
sammlung angenommene Fakultativprotokoll
(Text: VN 4/2000 S. 145f.), mit dem Einzelper-
sonen oder Personengruppen die Möglichkeit
der Beschwerde an den CEDAW eröffnet wird,
konnte zum gleichen Zeitpunkt erst fünf Ratifi-
kationen verzeichnen, erreichte aber bald darauf
die erforderliche Mindestzahl von zehn und trat
am 22. Dezember 2000 in Kraft.

22. Tagung

Bei der Erörterung der acht auf der 22. Tagung
behandelten Staatenberichte stellten die Exper-
tinnen fest, daß Frauen im öffentlichen Leben
und im Erwerbsprozeß unterrepräsentiert sind
und in traditionellen Rollen festgehalten wer-
den. Deshalb hält der Ausschuß die positive
Diskriminierung in Form von Quotenregelun-
gen für erforderlich. Weitere Probleme stellen
die Ausbreitung des Frauenhandels und die Ge-
walt gegenüber Frauen dar.
In Indien hat das Oberste Gericht durch seine
Rechtsprechung wesentlich zur Umsetzung des
verfassungsrechtlichen Diskriminierungsverbots
beigetragen. Obwohl die Politik der Regierung

die Beteiligung von Frauen am öffentlichen Le-
ben fördert, bleiben Frauen in Justiz und Ver-
waltung weiterhin unterrepräsentiert. Es bedarf
grundlegender gesetzlicher Reformen, bevor ei-
ne vollständige rechtliche Gleichstellung er-
reicht ist. Diesbezüglich fordern die Expertin-
nen eine Sanktionierung der indirekten Diskri-
minierung, die auch vor Benachteiligungen vor
allem am Arbeitsplatz schützt. Die wirtschaftli-
che Ausbeutung der Frauen erreicht zuweilen
die Dimension der Schuldknechtschaft. Des wei-
teren erschweren die Verarmung weiter Gesell-
schaftsschichten und das Kastensystem die
Realisierung der Frauenrechte erheblich. Tradi-
tionen schließen oft die Billigung der Gewalt
gegen Frauen ein. Indien gehört zu den Ländern
mit der höchsten Mütter- und Säuglingssterb-
lichkeit. Weibliche Föten werden häufig gezielt
abgetrieben, weil Mädchen gesellschaftlich weit
weniger anerkannt sind als Jungen. Obwohl laut
Verfassung ein Recht auf Schulbildung besteht,
wird dieses für Mädchen nur lückenhaft um-
gesetzt. Gesetzliche Maßnahmen, darunter die
Verpflichtung, Geburt und Heirat staatlich regi-
strieren zu lassen, könnten dazu beitragen, Kin-
derarbeit, Mädchenhandel, sexuelle Ausbeutung
von Mädchen und die zwangsweise Verheira-
tung von Kindern zu verhindern.
Lückenhaft ist der Bericht Myanmars. Es steht
jedoch fest, daß die betrübliche Menschen-
rechtssituation auch die Frauen betrifft. Unge-
achtet gesetzlicher Reformen arbeiten zahlrei-
che Frauen im informellen Sektor in Zwangsar-
beitsverhältnissen. Frauen haben nur beschränk-
ten Zugang zum staatlichen Bildungssystem, ins-
besondere die höheren Schulen bleiben ihnen 
in der Praxis häufig verschlossen. Die Mütter-
sterblichkeit ist hoch.
Jordaniens Frauenförderprogramme, die vor al-
lem die Bildung der Frauen verbessert haben,
wurden gelobt. Die weiblichen Funktionsträger
bleiben aber deutlich unterrepräsentiert. Nur
13,6 vH der Arbeitnehmer sind Frauen, was
eher soziale als normative Ursachen hat. Noch
immer erschweren die in der Gesellschaft ver-
wurzelten traditionellen Rollenbilder die Ver-
wirklichung der Frauenrechte. Gewalt gegen
Frauen ist nicht nur im häuslichen Bereich weit
verbreitet. Polygamie bleibt weiterhin erlaubt;
Frauen dürfen nicht allein über ihren Aufenthalt
entscheiden oder verreisen; sie haben kein An-
recht auf einen eigenen Paß. Diese diskrimi-
nierenden Regelungen sollten nach Auffassung 
des CEDAW reformiert werden. Daneben for-
dert er, daß das verfassungsrechtliche Diskri-
minierungsverbot auch ausdrücklich geschlech-
terspezifische Benachteiligungen sanktionieren
muß.
In Kongo (Demokratische Republik) wird die
Umsetzung der Konvention maßgeblich durch
den andauernden Bürgerkrieg erschwert. Frau-
en und Mädchen werden häufig Opfer von Ver-
gewaltigungen durch marodierende Truppen.
Zahlreiche Frauen sind auf der Flucht und leben
unter der Armutsgrenze. Weite Bevölkerungs-
kreise folgen einem traditionellen Rollenver-
ständnis. Daher werden Mädchen geschlecht-
lich verstümmelt; Frauen werden zu Ehe-
schließungen gezwungen oder in Leviratsehen
verheiratet und müssen bei der Eheschließung
eine Mitgift erbringen, während den Männern
die Polygamie erlaubt bleibt. Das Familien-

recht, das Strafrecht und auch das Arbeitsrecht
enthalten diskriminierende Bestimmungen. Mäd-
chen besuchen häufig keine Schule, so daß nur
wenige Frauen lesen und schreiben können. Im
Erwerbsleben werden die Frauen faktisch und
rechtlich diskriminiert. Zahlreiche Frauen und
auch Kinder, die ihren Lebensunterhalt durch
Prostitution verdienen, sind besonders von 
der epidemischen Ausbreitung der Immun-
schwächekrankheit Aids betroffen. Defizite im
Gesundheitswesen tragen zur hohen Mütter-
und Kindersterblichkeit bei.
In Burkina Faso schreiben Verfassung und 
Familienrecht mittlerweile die Gleichberechti-
gung der Geschlechter vor. Die geschlechtliche
Verstümmelung von Frauen wird strafrechtlich
sanktioniert. Jedoch behindern traditionelle Prak-
tiken, der niedrige Bildungsstand der Frauen und
vor allem die geringe Wirtschaftskraft des Lan-
des noch immer die Verwirklichung der Frauen-
rechte. Das betrifft insbesondere die ländlichen
Gebiete, die den überwiegenden Teil des Lan-
des ausmachen. Die gesundheitliche Versorgung
ist hier besonders defizitär, was zu einer hohen
Kinder- und Müttersterblichkeit beiträgt. Frau-
en sind im öffentlichen Leben nahezu nicht ver-
treten. Im Erwerbsleben unterliegen sie ent-
gegen dem gesetzlichen Gleichbehandlungs-
grundsatz noch immer diskriminierender Be-
handlung.
Bei der Begutachtung der Lage in Deutschland
– gleichzeitig behandelt wurden der zweite, drit-
te und vierte Bericht – begrüßten die Exper-
tinnen die Aufnahme der Frauenförderung als
Staatsziel in Art. 3 des Grundgesetzes und die
strafrechtliche Sanktionierung der Vergewalti-
gung in der Ehe. Trotz der zahlreichen Frauen-
förderprogramme bleiben die Frauen in den
neuen Ländern hinter dem Stand in den westli-
chen Bundesländern zurück. Auf dem Gebiet
der ehemaligen DDR sind Frauen überpropor-
tional von der Arbeitslosigkeit betroffen. Bisher
haben die staatlichen Frauenförderprogramme
weder im Osten noch im Westen Deutschlands
in der Praxis zur Herstellung der Gleichberech-
tigung geführt. Tatsächlich bleiben Frauen im
Erwerbsleben bei Stellenvergabe und Bezah-
lung weiterhin benachteiligt. Die Tatsache, daß
Frauen trotz ihres vergleichsweise hohen Bil-
dungsrads im Schnitt nur etwa drei Viertel des
Männereinkommens verdienen und daneben
mehr als die Hälfte der Arbeitslosen stellen, läßt
eine indirekte Diskriminierung vermuten. Die
Betätigung der Frauen im Erwerbsleben wird
durch den Mangel an Kindergartenplätzen er-
schwert. Nach Ansicht der Expertinnen muß in-
sofern das Bewußtsein der Entscheidungsträ-
ger in Justiz, Verwaltung und Politik für die 
Belange der Frauen geschärft werden. Auch in
Deutschland wird die Emanzipation der Frau
durch ein traditionelles Rollenverständnis er-
schwert, wozu teilweise auch die Medien bei-
tragen. Noch immer wird ein Großteil der fami-
liären Aufgaben durch die Frauen ausgeführt.
Die wirtschaftlichen und sozialen Nachteile von
ausländischen Frauen werden durch ausländer-
feindliche Stimmungen und Aktionen in Teilen
der Bevölkerung verstärkt. Insbesondere die 
Situation der Asylbewerberinnen ist verbesse-
rungsbedürftig. Den Ausschußmitgliedern lie-
gen Berichte über Fälle von Frauen- und Mäd-
chenhandel vor. Das deutsche Arbeits- und So-
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zialrecht diskriminiert Frauen, die zulässiger-
weise ihren Erwerb in der Prostitution finden.
Die Frauen in Belarus sind häufig in besonde-
rem Maße von der im Land verbreiteten Armut
und Arbeitslosigkeit betroffen, die durch den
Übergang zur Marktwirtschaft verursacht wer-
den. Ungeachtet guter beruflicher Qualifikation
arbeiten Frauen häufig im Niedriglohnsektor.
Die Regierung verfolgt keine gezielte Frauen-
förderpolitik, was mit dazu beiträgt, daß Frauen
im öffentlichen Leben unterrepräsentiert blei-
ben. Eine paternalistische Politik, nach der sich
der Staat eher als sozialer Dienstleister denn als
Rechtsbewahrer sieht, stärkt traditionelle Rol-
lenbilder und verhindert die Emanzipation der
Frau. Auch in Belarus sind Frauen häufig Opfer
der Gewalt in Familie oder Gesellschaft. Weite-
re Probleme erzeugt der Anstieg von Frauen-
handel und Prostitution.
Grundsätzlich weit fortgeschritten ist die Reali-
sierung der Frauenrechte in Luxemburg. Ein in
der Gesellschaft verbreitetes traditionelles 
Rollenverständnis wirkt allerdings hinderlich.
Außerdem verankert die luxemburgische Ver-
fassung nicht ausdrücklich das Prinzip der
Gleichberechtigung der Geschlechter. Faktisch
leiden die Frauen unter Nachteilen auf dem Ar-
beitsmarkt, nicht zuletzt hinsichtlich der Ent-
lohnung.

23. Tagung

Es hatte mehr als nur symbolische Bedeutung,
daß sich die 23. Tagung des CEDAW unmittel-
bar an die unter dem Motto ›Gleichstellung der
Geschlechter, Entwicklung und Frieden im 21.
Jahrhundert‹ stehende 23. Sondertagung der
Generalversammlung der Vereinten Nationen
(vgl. Christa Wichterich, Von der Mühe der
frauenpolitischen Ebenen. Fünf Jahre nach Bei-
jing: Sondergeneralversammlung in New York,
VN 4/2000 S. 121ff.) anschloß. Allerdings
mußten die Expertinnen mit Bedauern feststel-
len, daß entgegen den Zielvorgaben der Welt-
frauenkonferenz von 1995 eine universelle Ra-
tifikation der Konvention bis zum Jahre 2000
nicht erreicht werden konnte. In seiner allge-
meinen Diskussion hielt der CEDAW zudem
fest, daß die Frauen im öffentlichen Leben wei-
terhin deutlich unterrepräsentiert bleiben. Die
Ausschußmitglieder äußerten Besorgnis über
die hohe Mütter- und Kindersterblichkeit in den
Entwicklungsländern.
In Kamerun verhindern neben traditionellen
Bräuchen und Praktiken diskriminierende ge-
setzliche Bestimmungen die vollständige Um-
setzung des Übereinkommens. Die Frauen sind
in der Regel schlechter ausgebildet als die Män-
ner und im öffentlichen Leben deutlich unter-
repräsentiert. Der Anwendung von Gewalt ge-
gen Frauen und der Beschneidung von Mäd-
chen wird nicht wirkungsvoll entgegengetreten.
Zahlreiche Frauen versuchen der Verarmung zu
entgehen, indem sie sich in die Prostitution
flüchten. Aids nimmt epidemische Ausmaße an
und trägt zur hohen Frauen- und Kindersterb-
lichkeit bei.
Obwohl die Verfassung von Moldau die Be-
nachteiligung von Frauen sanktioniert, spiegelt
das Verbot nicht vollständig den Diskriminie-
rungstatbestand der Konvention wider, der sich
auch auf indirekte Benachteiligungen erstreckt.

Es ist unklar, welchen Status das Übereinkom-
men in der moldauischen Rechtsordnung besitzt
und ob die in ihm verbürgten Rechte unmittel-
bar vor staatlichen Gerichten einklagbar sind.
Die Rechtslage ist nicht immer konventions-
gemäß. Zusätzlich erschwert ein traditionelles
gesellschaftliches Rollenverständnis die Situa-
tion der Frauen: sie sind im öffentlichen Leben
deutlich unterrepräsentiert und arbeiten im Er-
werbsprozeß vorrangig in den Niedriglohngrup-
pen, obwohl ihr Bildungsstand hoch ist. Frauen
sind in Gesellschaft und Familie häufig von Ge-
walt bedroht. Die Fälle von Frauenhandel und
sexueller Ausbeutung mehren sich.
In Litauen sind die Frauen überproportional
vom Restrukturierungsprozeß in Verbindung
mit dem Übergang zur Marktwirtschaft betrof-
fen. Die Verarmung der weiblichen Bevölke-
rung hat zugenommen. Sowohl die wirtschaftli-
che Übergangsphase als auch ein traditionelles
gesellschaftliches Rollenverständnis erschwe-
ren eine gleichberechtigte Position der Frau im
Erwerbsleben. Frauen werden vorwiegend in
unteren Positionen und zu niedrigen Löhnen be-
schäftigt. Im öffentlichen Leben sind die Frauen
stark unterrepräsentiert. Gewalt gegen Frauen
speziell im häuslichen Bereich ist auch in Li-
tauen an der Tagesordnung. Die Frauen haben
nur in unzureichendem Maße Zugang zu Verhü-
tungsmitteln und sind besonders von Tuberku-
lose und psychischen Krankheiten betroffen,
welche im Anstieg begriffen sind. Der Staat
vernachlässigt die speziellen Bedürfnisse älte-
rer Frauen.
Die Sanktionen gegen Irak beeinträchtigen auch
die wirtschaftliche und soziale Lage der Frauen
und erschweren dadurch die Verwirklichung
der Konventionsrechte. Dessen ungeachtet un-
ternehmen die staatlichen Stellen keine ausrei-
chenden Bemühungen, um die Vorgaben der
Konvention in die irakische Rechtsordnung um-
zusetzen. Auch das traditionelle Rollenver-
ständnis verhindert eine gleichberechtigte Stel-
lung der Frau. Die in der Gesellschaft verbreite-
te Gewalt gegen Frauen kulminiert in sogenann-
ten Ehrenmorden. Im politischen Leben sind
Frauen unterrepräsentiert. Die Staatsangehörig-
keit der Frau richtet sich nach der Nationalität
des Vaters beziehungsweise Mannes. Der weib-
liche Bildungsstand ist gering; viele Frauen sind
Analphabetinnen. Im Erwerbsleben sind die
Frauen unterrepräsentiert und arbeiten vorwie-
gend in Niedriglohngruppen oder zu geringeren
Löhnen als ihre männlichen Kollegen. Nicht al-
lein als Folge der Sanktionen bietet das staatli-
che Gesundheitssystem noch nicht einmal eine
Mindestversorgung. Dementsprechend hoch ist
die Müttersterblichkeit.
Österreich hat im Berichtszeitraum gesetzliche
Regelungen zur Bekämpfung der Gewalt ge-
gen Frauen verabschiedet. Andererseits hat die
Regierung das Frauenministerium abgeschafft.
Frauen sind im politischen Leben unterreprä-
sentiert. Die Situation der ausländischen Frauen
ist zuweilen nicht konventionsgemäß: Arbeits-
migrantinnen stoßen bei der Bewerbung um ei-
ne Arbeitserlaubnis auf größere Schwierigkei-
ten als ihre männlichen Kollegen. Geschlechtli-
che Verstümmelung durch Beschneidung und
geschlechtsspezifische Verfolgung sollten als
Asylgründe anerkannt werden. Obwohl die
österreichische Regierung bereits Maßnahmen

gegen den Frauenhandel ergriffen hat, nutzen
Schlepperorganisationen das Land noch immer
als Aktionsraum. Die Schulbildung der Frauen
ist im Durchschnitt geringer als die der Männer.
Im Erwerbsleben arbeiten vorwiegend Frauen
in den Niedriglohngruppen. Darüber hinaus er-
mitteln die Expertinnen eine durchschnittliche
Lohndiskrepanz zwischen Frauen und Män-
nern, was auf eine indirekte Diskriminierung
schließen läßt. Die renten- und sozialversiche-
rungsrechtlichen Ansprüche von älteren allein-
stehenden Frauen genügen häufig nicht, um ei-
nen angemessenen Lebensstandard aufrechtzu-
erhalten.
In Kuba hat sich die Vertretung der Frauen im
öffentlichen Leben erheblich verstärkt, jedoch
bleiben sie im Erwerbsleben unterrepräsentiert.
Der Bildungsstand der Frauen ist hoch, und ih-
re gesundheitliche Versorgung durch staatliche
Stellen in der Regel zufriedenstellend. Aber
auch in Kuba wirken sich der Männlichkeitskult
und in der Gesellschaft verbreitete traditionelle
Rollenvorstellungen hinderlich aus. Der CE-
DAW bedauert, daß der Bericht Havannas die
Problemfelder Gewalt gegen Frauen und Ver-
breitung der Prostitution nicht anspricht.
Für die Frauen in Rumänien erschwert der Über-
gang zur Marktwirtschaft die Verwirklichung
ihrer Rechte insbesondere auf dem Gebiet des
Gesundheitswesens und im Erwerbsprozeß. Die
Erwerbsquote der Frauen sinkt, und Frauen sind
stärker von der Arbeitslosigkeit betroffen als 
ihre männlichen Kollegen. Sie arbeiten vorwie-
gend in den Niedriglohngruppen oder unbezahlt
in der Familie. Insbesondere älteren Frauen
droht die Verarmung. Zahlreiche ältere Frauen
und solche, die in ländlichen Gebieten leben,
sind Analphabetinnen. Obwohl das Überein-
kommen formal in die rumänische Rechtsord-
nung inkorporiert ist und gegenüber staatlichen
Gesetzen Vorrang genießt, bleiben die Reform-
bemühungen der Regierung im Tatsächlichen
unzureichend. Die Gesellschaft wird durch ein
traditionelles Rollenverständnis geprägt, das
mit zur Unterrepräsentation der Frauen im öf-
fentlichen Leben beiträgt. Gewalt gegen Frauen
und der Frauenhandel sind im Anstieg begrif-
fen. Häusliche Gewalt wird bisher nicht straf-
rechtlich sanktioniert. �

Aidswaisen
MONIKA LÜKE

Rechte des Kindes: 23.-25. Tagung des Aus-
schusses – Körperliche Züchtigung oft noch
üblich – Defizite im Justizwesen – Häusliche
Gewalt – Vernachlässigung von Kindern mit
Behinderungen

(Dieser Beitrag setzt den Bericht von Monika
Lüke, Mädchen als Opfer fragwürdiger Tradi-
tionen, VN 5/2000 S. 187ff., fort.)

191 Vertragsstaaten und damit mehr Mitglieder
als die Vereinten Nationen weist das Überein-
kommen über die Rechte des Kindes auf. Diese
Konvention ist weiterhin das mit Abstand po-
pulärste menschenrechtliche Vertragswerk. Ir-
rig wäre indes die Annahme, daß der universel-
len Zustimmung weltweit eine gleichermaßen
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